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rungssucht und von Abhän-
gigkeit und Sensationslust.
 Die Eigenverantwortung
wird sehr stark betont hin-
sichtlich der Informationen
über Risiken. Gefordert wird
aber auch verständliche, gut
aufbereitete Information.
 Die Entscheidungsfreiheit
wird betont mit Blick auf
Grenzwertsetzungen, aufge-
zwungene Risiken werden ab-
gelehnt.
 „Jedes bisschen mehr (aus
künstlichen Strahlenquellen)
ist zuviel“ – diese Überzeu-
gung hielt sich trotz gegentei-
liger Information über Grö-
ßenordnungen. Das ALARA-
Prinzip („as low as reasonably
achievable – so wenig Strah-
lung wie vernüftigerweise zu
erreichen“, der Grundsatz der
Internationalen Strahlen-
schutzkommission ICRP von
1965) wird gestützt. Der
neuere Konzeptvorschlag des
ICRP-Vorsitzenden Roger
Clarke vom Mai 2000 mit ei-
ner Grenze für vernachlässig-
bare Strahlenwerte wird dage-
gen abgelehnt: „Wer legt fest
was tolerabel ist?“ Die Orien-
tierung an der natürlichen
Schwankungsbreite findet ge-
mischte Resonanz. Indikation
durch den Arzt im medizini-
schen Bereich ist weitgehend
akzeptiert, gefordert wird aber
mehr Aufklärung und die
Möglichkeit zur Mitentschei-
dung.

Als Strategie für den Risiko-
typ „Medusa“ empfehlen Ty-
roller und Kollegen ihren
Auftraggebern vor allem Ver-
trauen zu bilden, Wissen zu
verbessern und Risikokom-
munikation zu betreiben. Dazu
zählen sie den „Aufbau unab-
hängiger Institutionen zur In-
formation und Aufklärung“,
die „Erhöhung von Partizipa-
tionschancen über die eigene
Lebenswelt mit Verpflichtung
zur Prioritätensetzung (Auf-
klärung allein genügt nicht)“,
„Forschung zur Verbesserung
der Abschätzungssicherheit“
und eine „anschauliche Dar-
stellung der Wirkungszusam-
menhänge zwischen Auslöser
und Konsequenzen“.

Kommentar

Die Schaffung von Vertrauen,
betonen Renn und seine Mit-
arbeiter, sei besonders wichtig
für seine Auftraggeber im
Umgang mit einem Damok-
lesschwert wie der Kernener-
gie und Risiken aus der Gor-
gonenklasse „Medusa“. Das
dürfte dem Bundesumweltmi-
nisterium und dem Bundesamt
für Strahlenschutz besonders
schwer fallen. Hat es ihnen
doch auch unter neuer Leitung
eher gefallen, das Publikum
im Bereich des Strahlenschut-
zes lieber in die Irre zu führen.
Strahlentelex hatte die Ver-
schlechterung des Strahlen-
schutzes in Deutschland mit
der neu gefaßten Strahlen-
schutzverordnung vom 1. Au-
gust 2001 aufgedeckt und in
10 Folgen ausführlich be-
schrieben. Hier nur ein Bei-
spiel: Bis heute suggeriert der
Bundesumweltminster in sei-
nen Verlautbarungen und
stellt das als Erfolg seiner Po-
litik dar, daß die zulässige
Strahlenbelastung für beruf-
lich Strahlenexponierte ver-
ringert worden sei, indem de-
ren Strahlendosis von 50 auf
20 Millisievert im Kalender-
jahr herabgesetzt worden ist.
Stets bleibt dabei unerwähnt,
daß gleichzeitig die Wich-
tungsfaktoren zur Berechnung
dieser effektiven Dosis verän-
dert wurden, so daß die Do-
siswerte aus früheren und
neueren Angaben nicht mehr
direkt miteinander vergleich-
bar sind. Je nachdem, welche
Organdosen dahinter verbor-
gen werden, etwa die für die
Brust, können 20 Millisievert
effektive Dosis nach neuer
Rechenvorschrift auch einer
Strahlenbelastung von 60 Mil-
lisievert früherer Definition
entsprechen. Das bedeutet
dann also tatsächlich eine Er-
höhung der zulässigen Strah-
lenbelastung um 20 Prozent.
Schlitzohrigkeit läßt sicher
kein Vertrauen entstehen. Und
wer sich damit entschuldigen
will, daß er es nicht gemerkt
hätte und die Mitglieder der
Strahlenschutzkommission
doch auch nichts sagten, dem

muß klar werden, daß eine
gewisse Sachkompetenz zwar
noch keine hinreichende, wohl
aber eine notwendige Voraus-

Die italienische Regierung
hat am 14. November
2003 – ohne Vorver-
handlungen mit der be-
troffenen Region Basili-
cata und den Stadtver-
waltungen – ein Dekret
verabschiedet, das Scan-
zano Jonico in der Region
Basilicata in Süditalien
zum zentralen Endlager-
standort für 80.000
Kubikmeter italienischen
Atommüll machen soll.
Das verursachte Massen-
proteste der Bewohner
der Region und ihrer
Nachbarn.

Das Dekret N°314 vom 14.
November 2003, das am 19.
November 2003 in Kraft ge-
treten ist, sieht die Realisie-
rung des zentralen nationalen
italienischen Zwischen- und
Endlagers in einem Salzstock
bis Ende 2008 vor. Das könn-
te das Todesurteil der gesam-
ten Region und der Ionischen
Küste sein, beklagen die Ami-
ci della Terra, die italienische
Sektion Umweltorganisation
Freunde der Erde. Die Ent-
scheidung fiel ohne die Zu-
stimmung der regionalen Re-
gierung und wird von der Re-
gierung Berlusconi mit der
„internationalen Krisensitua-
tion“ und einem daraus resul-
tierenden nationalen Risiko
begründet, vor allem durch
den seit Jahren in stillgelegten
Kernkraftwerken gelagerten
Atommüll und die noch akti-
ven Forschungseinrichtungen,
darunter das Forschungszen-
trum ENEA in Rotondella/
Basilicata. Dem Ergebnis ei-
nes Referendums aus den Jah-
ren 1986/87 folgend hat Ita-
lien kein Atomkraftwerk mehr
in Betrieb.

Das Dekret verstoße nicht nur
gegen die Prinzipien der De-
mokratie, empören sich die
Bürger, sondern auch gegen
die Kriterien der Endlager-
wahl, welche die von der ita-
lienischen Regierung mit der
Standortfindung beauftragte
Gesellschaft SOGIN spa im
März 2003 veröffentlicht
hatte. Deren Präsident Carlo
Jean, ein Berlusconi naheste-
hender Ingenieur und General
aus Norditalien, erledigte den
Auftrag den Berichten zufolge
ungewöhnlich schnell. Ein
Geologe seiner Gesellschaft
erklärte den Salzstock von
Scanzano Jonico kurzerhand
zu einer „weltweit einzigarti-
gen Formation, die die Ga-
rantie einer totalen Isolierung
und eine absolute Stabilität
auch für Millionen von Jahren
bietet“, die Regierung ließ
sich davon überzeugen und
verabschiedete das Dekret.

Die Wahl des von der SOGIN
ausgesuchten Standorts Scan-
zano Jonico wird in dem De-
kret lediglich mit den Worten
„in Hinblick auf seine geo-
morphologischen Eigenschaf-
ten“ begründet. Die Regierung
macht keine Angaben zu den
Untersuchungen, auf denen
ihre sogenannte rein „techni-
sche Entscheidung“ beruht.
Unter den Kriterien, die zum
Ausschluß eines Standorts
führen, nannte die SOGIN spa
in ihrem Bericht vom März
2003 unter anderem die „Nähe
zu Wohngebieten, Über-
schwemmungs-, Erdbeben-
und Naturschutzgebieten“.
Das Centro Nazionale di Ri-
cerca (CBR), wichtigstes na-
tionales Forschungszentrum
Italiens, hat die Entscheidung
der italienischen Regierung
verurteilt und eine Erklärung
über die Risiken, insbesondere

setzung für die Begründung
der gewünschten Vertrauens-
basis ist. Th.D.l

Atommüll

Endlagerung in Italien
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Erdbeben- und Überschwem-
mungsrisiken, des gewählten
Standorts veröffentlicht (La
Repubblica vom 19. Novem-
ber 2003).

Die italienische Regierung
bedrohe mit ihrer Entschei-
dung die Zukunft einer ganzen
Region und riskiere, eine öko-
nomische, soziale und ökolo-
gische Katastrophe auszulö-
sen, heißt es. In der Basilicata
leben 600.000 Menschen, die
60 Prozent ihrer Einkünfte aus
der Landwirtschaft und den
Tourismus an der Ionischen
Küste erwirtschaften. Mit Hil-
fe von Fördergeldern der Re-
gion, des italienischen Staates
und der Europäischen Union,
vor allem in den Bereichen
der Landwirtschaft und des
Tourismus, hatte sich die Re-
gion Basilicata erst in den
letzten Jahren wirtschaftliches
Gleichgewicht und Unabhän-
gigkeit erarbeitet. Basilicata
ist die einzige Region des

Mezzogiorno, die im Jahre
2006 aus der sogenannten
„Zielzone I“ der EU, mit der
die depressiven Zonen Euro-
pas bezeichnet werden, aus-
scheiden sollte.

Das von der italienischen Re-
gierung als „sicherster Endla-
gerstandort Europas“ bezeich-
nete Grundstück befindet sich
200 Meter vom Golf von Ta-
ranto und dem Ionischen Meer
entfernt, 500 Meter von wich-
tigen Touristenstrukturen, 2,5
Kilometer von Scanzano mit
7.000 Einwohnern, weniger
als 10km von Policoro, Mon-
talbano Jonico und Bernalda-
Metaponto mit jeweils über
10.000 Einwohnern. Die 40
Kilometer lange Küste der Ba-
silicata gilt als eine der sau-
bersten Europas, weite Ab-
schnitte stehen unter Natur-
schutz, wie der „Bosco Pan-
tano“, einer der ältesten und
bedeutendsten Pinienwälder
Italiens. In 40 Kilometer Ent-

fernung beginnt der kalab-
risch-lukanische Nationalpark
„Pollino“, einer der größten
Naturparks Europas.

Die lukanische Bevölkerung
weigert sich, zum Atommüll-
friedhof Italiens abgestempelt
zu werden. Seit das Urteil ge-
fallen ist, demonstrieren rund
um die Uhr Tausende von
Menschen friedlich auf den
Straßen der Basilicata, um zu
verhindern, daß man ihnen
nicht nur das wegnimmt, was
sie sich mühevoll erarbeitet
haben, sondern auch ihre Zu-
kunft. Das Verkehrssystem
Süditaliens ist Berichten zu-
folge durch friedliche Stra-
ßenblockaden lahmgelegt
worden. In vielen Orten seien
die Geschäfte geschlossen.
Apulien und Kalabrien unter-
stützen die Protestaktionen,
die nicht abflauen sollen, bis
die italienische Regierung ihr
Dekret zurückzieht, um auf
einem demokratischen Weg

zu einer nationalen Lösung zu
finden, heißt es.

Am 18. November 2003 hat
die Regierung in einer Sitzung
mit kommunalen und regio-
nalen Politikern ihre Ent-
scheidung bekräftigt und de-
ren Forderung nach einer „of-
fenen und transparenten Dis-
kussion“ zurückgewiesen. Da-
mit verschärfte und erweiterte
sie den lokalen und nationalen
Widerstand. Am 19. Novem-
ber 2003 hat sich die Region
per Dekret zum „nuklearfrei-
en“ Gebiet erklärt. Außerdem
ist eine Verfassungsklage der
Region Basilicata gegen das
Dekret eingeleitet worden.
Am 20. November 2003 hat
die Regierung Berlusconi dar-
aufhin den Artikel 2 ihres De-
krets geändert und nur noch
von einer Zwischenlagerung
in den bereits bestehenden
Strukturen gesprochen. l

Der Name des französi-
schen Kernkraftwerkes
Cattenom steht für eine
lange Liste technischer
Pannen. Jetzt nimmt die
Betreibergesellschaft
Electricité de France
(EDF) Kurs auf ein noch
nicht genehmigtes neues
Betriebsregime und bean-
tragt für wichtige Radio-
nuklide und chemische
Gifte deutlich höhere Ab-
gaben in die Mosel. Damit
werden direkt die Belange
deutscher Bürger betrof-
fen.

1. Hydrazin

Hydrazin (N2H2) ist ein be-
kanntes Mittel in Kesselanla-
gen verschiedenster Art –
auch in Kernkraftwerken – um
Rostvorgänge zu unterbinden
oder zumindest einzuschrän-
ken. Hydrazin funktioniert in
diesem Sinne als Sauerstoff-
fänger.

Hydrazin ist im Verzeichnis
der Technischen Regeln für
Giftstoffe (TGRS 900) in Ab-
schnitt III A2 als ein Stoff
eingeordnet, der sich im Tier-
versuch als eindeutig krebser-
zeugend erwiesen hat. Es ist
wassergefährdend (WGK 3)

und darf deshalb nicht ins
Abwasser geschüttet werde.
Selbst im Labormaßstab ist
Hydrazin sorgfältig zu entsor-
gen.

Auch in deutschen Kernkraft-
werken wird Hydrazin einge-
setzt, es wird jedoch chemisch
neutralisiert, bevor hydrazin-
haltiges Wasser in die Umwelt
abgegeben wird.

Einwand: EDF beantragt, pro
Jahr 290 Kilogramm (kg), in-
nerhalb von 24 Stunden bis zu
90 kg und innerhalb von 2
Stunden bis zu 42 kg Hydra-
zinhydrat (N2H4) in die Mo-
sel einleiten zu dürfen. Außer-
dem sollen folgende Abgaben
von Hydrazinhydrat im Ge-
misch mit Ammoniak abgege-
ben werden dürfen: 243 kg, 70
kg und 39 kg für die entspre-
chenden Zeiträume.
EDF gibt an, daß im Jahr 2000
weniger als 8,3 kg Hydrazin-
hydrat (entsprechend der unte-
ren Nachweisgrenze für Hy-
drazin und der abgegebenen
Wassermenge) mit dem Ab-
wasser in die Mosel abgege-
ben wurden. Es wird nicht er-
klärt, weshalb EDF beantragt,

künftig 64mal mehr Hydrazin
pro Jahr ins Abwasser abge-
ben zu dürfen.

Dieser Antrag entspricht nicht
dem Stand von Wissenschaft
und Technik. Es ist zu for-
dern, daß das unstrittig toxi-
sche Hydrazin neutralisiert
wird, bevor die Abwasser in
die Mosel geleitet werden. Die
Beseitigung des Hydrazin ist
technisch simpel und wenig
aufwendig.

2. ALARA
Ein wichtiges Grundprinzip
des Strahlenschutzes wird ab-
gekürzt mit ALARA – „As
Low As Reasonably Achie-
vable“. Die Übersetzung lautet
„so gering wie vernünfti-
gerweise erreichbar“ – ge-
meint ist, daß man bei jeder
Tätigkeit, die mit ionisieren-
der Strahlung verbunden ist,
die Strahlenbelastungen so ge-
ring, wie vernünftigerweise
erreichbar zu halten hat. Man
soll sich – auch wenn man
sich in Bereichen deutlich
unterhalb der zulässigen
Grenzwerte bewegt – darum
bemühen, die Strahlenbela-
stung zu minimieren.

Atomwirtschaft

„Enquête publique relative
aux rejets et prélèvements
Cattenom“
Stellungnahme von Dr. Sebastian Pflugbeil zum An-
trag auf Neuerteilung der Genehmigungen zur Was-
serentnahme sowie für Ableitungen für das Kern-
kraftwerk Cattenom (EDF) im Auftrag der Bendorfer
Umweltinitiative e.V.


